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Zweites Nachtragshaushaltsgesetz 2021
1. a) Über den Wortlaut von Art. 109 Abs. 3 Satz 2 und Art.
115 Abs. 2 Satz 6 GG hinaus ist ein sachlicher
Veranlassungszusammenhang zwischen der
Naturkatastrophe oder außergewöhnlichen Notsituation
und der Überschreitung der Kreditobergrenzen
erforderlich. Bei dessen Beurteilung kommt dem
Gesetzgeber ein Einschätzungs- und
Beurteilungsspielraum zu.
b) Diesem Einschätzungs- und Beurteilungsspielraum
korrespondiert eine Darlegungslast im
Gesetzgebungsverfahren.

2. a) Die Geltung der Grundsätze der Jährlichkeit,
Jährigkeit und Fälligkeit im Staatsschuldenrecht erstreckt
sich auf die Ausnahmeregelung des Art. 109 Abs. 3 Satz 2
in Verbindung mit Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG für
Naturkatastrophen und außergewöhnliche Notsituationen.
b) Sie können nicht dadurch außer Kraft gesetzt werden,
dass der Haushaltsgesetzgeber eine Gestaltungsform
wählt, bei der Kreditermächtigungen für ein juristisch
unselbstständiges Sondervermögen nutzbar gemacht
werden.

3. Das Gebot der Vorherigkeit ist grundsätzlich auch bei
der Aufstellung von Nachtragshaushalten zu beachten.
Ein Nachtragsentwurf ist demnach bis zum Jahresende
parlamentarisch zu beschließen.

Rn. 95 Das Zweite Nachtragshaushaltsgesetz 2021
entspricht nicht den verfassungsrechtlichen
Anforderungen an die notlagenbedingte Kreditaufnahme
aus Art. 109 Abs. 3 Satz 1 und 2, Art. 115 Abs. 2 Satz 1 und
6 GG (I.). Daneben verstößt es im Hinblick auf den
Zeitpunkt seines Erlasses gegen Art. 110 Abs. 2 Satz 1 GG
(II.). Auf einen möglichen Verstoß gegen die Grundsätze
der Haushaltsklarheit und -wahrheit gemäß Art. 110 Abs. 1
Satz 1 GG kommt es demnach nicht mehr an (III.)

Rn. 96 Art. 115 Abs. 2 Satz 1 GG sieht in der
Konkretisierung des – an Bund und Länder gerichteten –
grundsätzlichen Verbots der strukturellen
Neuverschuldung aus Art. 109 Abs. 3 Satz 1 GG
(„Schuldenbremse“) vor, dass im Rahmen der
Haushaltswirtschaft des Bundes Einnahmen und 

Ausgaben grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten
auszugleichen sind. Nach Art. 109 Abs. 3 Satz 4, Art. 115
Abs. 2 Satz 2 GG ist diesem Gebot für den Bund Genüge
getan, wenn die Einnahmen aus Krediten 0,35 vom Hundert
im Verhältnis zum nominalen Bruttoinlandsprodukt nicht
überschreiten.

Rn. 129 Um den Charakter von Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG als
notlagenspezifische Ausnahmevorschrift zu wahren, muss
die Kreditaufnahme im Einzelnen sachlich gerade auf die
konkrete Notsituation und den Willen des Gesetzgebers,
diese zu bewältigen, rückführbar sein.

Rn. 133 Ein solcher Veranlassungszusammenhang muss
nach der nunmehr geltenden strengeren
Regelungssystematik erst recht vorliegen.
Überschreitungen der regulären Kreditobergrenze können
verfassungsrechtlich nur gedeckt sein, wenn der
Haushaltsgesetzgeber mit ihnen zweckgerichtet
Maßnahmen zur Überwindung oder Vorbeugung einer
Naturkatastrophe oder außergewöhnlichen Notsituation
finanziert.

Rn. 173 Das – stärker vollzugsgerichtete – Prinzip der
Jährigkeit fordert im Zusammenspiel mit dem Grundsatz
der kassenwirksamen Fälligkeit weiter, dass die auf ein
bestimmtes Rechnungsjahr bezogenen notlagenbedingten
Kreditermächtigungen, soll von ihnen Gebrauch gemacht
werden, unmittelbar in dem betreffenden Jahr tatsächlich
kassenwirksam werden müssen.

Rn. 181 Demgemäß führt die unter Inanspruchnahme der
Ausnahmeregelung für Notsituationen kreditfinanzierte
Zuführung an ein Sondervermögen nach dem Grundsatz
der Jährlichkeit verfassungsrechtlich dazu, dass die dem
Sondervermögen zugeführten Mittel grundsätzlich nur in
demjenigen Rechnungsjahr, für welches sie durch den
Beschluss nach Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG bereitgestellt
sind, eingesetzt werden können.

Rn. 206 Die Zuführung an den KTF durch das Zweite
Nachtragshaushaltsgesetz 2021 widerspricht zudem den
sich aus Art. 109 Abs. 3, Art. 115 Abs. 2 GG ergebenden
Verfassungsgeboten der Jährlichkeit und Jährigkeit.

Die Unvereinbarkeit von Art. 1 und Art. 2 des Zweiten
Nachtragshaushaltsgesetzes mit Art. 109 Abs. 3 Satz 2, Art.
115 Abs. 2 Satz 6 und Art. 110 Abs. 2 Satz 1 GG führt zur
Nichtigkeit des Gesetzes.

Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15. November 2023 
Die wichtigsten Passagen:

Die Stiftung für die Rechte zukünftiger
Generationen (SRzG) 

vergibt 

für ein in der 20. Legislaturperiode
beschlossenes Urteil des

Bundesverfassungsgerichtes
Den Positiv-Preis für Generationengerechtigkeit 

an das:

Bundesverfassungsgerichtsurteil
vom 15. November 2023 

zur 
Schuldenbremse

SRzG - Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen
Mannspergerstraße 29
70619 Stuttgart
Tel: 0711 28052777
kontakt@srzg.de
www.generationengerechtigkeit.info


